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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Verlängerung bis zum 30. Juni 1976 der 
Verordnung (EWG) Nr. 3576/73 über die Einfuhr des Weinbauerzeugnisses mit 
Ursprung in und Herkunft aus Zypern, das unter der Bezeichnung „Cyprus sherry“ 
ausgeführt wird, sowie der Beihilferegelung für gleichartige Weinbauerzeugnisse, 
die in der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung erzeugt und nach 
Irland und dem Vereinigten Königreich ausgeführt werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1253/73^), geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3576/73“), ver- 
längert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3258/74^), 
hat die Einfuhr des V'/einbauerzeugnisses mit Ur- 
sprung in und Herkunft aus Zypern, das unter der 
Bezeichnung „Cyprus sherry" ausgeführt wird, ge- 
regelt und Beihilfen für gleichartige Weinbau- 
erzeugnisse, die in der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung erzeugt und nach 
Irland und dem Vereinigten Königreich ausgeführt 
werden, vorgesehen. Diese Regelung gilt nur bis 
zum 31. Dezember 1975. 

Mit dem Briefwechsel, der in Artikel 12 des Proto- 
kolls zur Festlegung einiger infolge des Beitritts 
neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft notwendiger Bestimmungen zum Ab- 
kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Zypern *) genannt ist, hat sich die Gemein- 
schaft verpflichtet, die betreffende Regelung auf die 
Vermarktung der Ernte 1974 auszudehnen. 

Die Republik Zypern hat am 31. August 1973 eine 
neue Weinmarktregelung erlassen. Diese entspricht 

g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 21. Mai 1973, S. 115 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 359 
vom 28. Dezember 1973, S. 33 
■5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 353 
vom 30. Dezember 1974, S. 68 
g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 133 
vom 21. Mai 1973, S. 94 


nach den Änderungen vom 21. Dezember 1973 der 
Gemeinschaftsregelung. 

Die Republik Zypern hat die neue Regelung am 

1. Januar 1975 in Kraft gesetzt. 

Unter diesen Umständen ist die mit der Verord- 
nung (EWG) Nr. 3576/73 getroffene Regelung durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 3298/74 verlängert wor- 
den, um sie für die Vermarktung der Ernte 1974 an- 
wenden zu können. 

Entgegen den Erwartungen hat die Ernte 1974 im 
Jahre 1975 nicht voll abgesetzt werden können. 
Damit die Resternte vermarktet werden kann, muß 
die genannte Regelung bis zum 30. Juni 1976 ange- 
wandt werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 3576/73 wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 1 wird das Datum des 31. Dezember 
1975 durch das Datum des 30. Juni 1976 ersetzt. 

2. In Artikel 1 wird die Menge von 200 000 Hekto- 
litern durch die Menge von 100 000 Hektolitern 
ersetzt. 

3. Die in Artikel 2 Abs. 1 genannten Mengen von 
200 000, 2000 und 198 000 Hektolitern werden 
durch die Mengen von 100 000, 1000 und 99 000 
Hektolitern ersetzt. 

4. In Artikel 4 wird das Datum des 31. Dezember 
1975 durch das Datum des 30. Juni 1976 ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Finanzbogen 


Anhang zum Dokument . . . 
Datum: 25. November 1975 


1. Haushaltsposten: 691 - Intervention Wein/eigene Einnahmen 

2. Bezeichnung des Vorhabens: Entwurf des Vorschlags der Verordnung des Rates über die Ver- 

längerung bis zum 30. Juni 1976 der Verordnung (EWG) Nr. 3576/73 
über die Einfuhr des Weinbauerzeugnisses mit Ursprung in und Her- 
kunft aus Zypern, das unter der Bezeichnung „Cyprus sherry" ausge- 
führt wird, und Beihilfen für gleichartige Weinbauerzeugnisse, die in 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung erzeugt 
und nach Irland und dem Vereinigten Königreich ausgeführt werden. 


3. Juristische Grundlage: 


Artikel 43 des Vertrages 


4. Ziele des Vorhabens: 

5.0 Ausgaben 

zu Lasten des Gemein- 
schaftshaushalts 

Nichterhebung der Aus- 
gleichsabgabe 

5.1 Vorausschau: 

5.2 Berechnungsmethode: 


Verlängerung der derzeitigen Regelung für „Cyprus sherry" bis zum 
30. Juni 1976 


Jahr 1976 
76 000 RE 


Wirtschaftsjahr 


! 152 000 RE 


Laufendes 
j Haushaltsjahr 
i (75) 


Kommendes 

Haushaltsjahr 

{7Q) _ 

76 000 RE 
1 815 000 RE 


Jahr 1977 Jahr 1978 


Anwendungszeitraum: 1. Januar - 30. Juni 1976 
Cyprus sherry - Vorhersehbare Menge: 100 000 hl 

— derz. Ausgleichsabgabe: 1,21 RE/Grad/hl — Alkoholgrad des Cyprus- 
sherry: 15^ 

— Nichterhebung: 100 000 X 1,21 X 15 = 1 815 000 RE 
Ähnliche Erzeugnisse: — Vorhersehbare Menge: 2000 hl 

— Derzeitige Hilfe: Gegenstand einer Über- 
prüfung zur Herabsetzung: 38 RE/hl 
— Ausgaben: 2000 hl X 38 = 76 000 RE max. 


6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

Ja Nein 

6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Ja Nein 

6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 

Ja Nein 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 

Anmerkungen: 9 Es handelt sich vom finanziellen Gesichtspunkt her betrachtet um die Nichterhebung 

von Zöllen 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 22. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Zy 8/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 12. Dezember 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

Der Briefwechsel vom 19. Dezember 1972 im Anhang 
des Protokolls zur Festlegung einiger infolge des 
Beitritts neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft notwendigen Bestimmun- 
gen zum Abkommen zur Gründung einer Assozia- 
tion zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Republik Zypern, mit dem die Ein- 
fuhr von sogenanntem Cyprus Sherry Wein in die 
Gemeinschaft geregelt wird, sieht gewisse Verpflich- 
tungen sowohl für die EWG als auch für die Repu- 
blik von Zypern vor. Entsprechend diesen Verpflich- 
tungen hat die Republik von Zypern am 1. Sep- 
tember 1973 eine der Gemeinschaftsregelung ent- 
sprechende Weinmarktregelung verabschiedet und 
ab 1. Januar 1975 in Kraft gesetzt. 

Die Gemeinschaft hat ihrerseits bis zum 1. Januar 
1975 die Erhebung von Ausgleichsabgaben bei der 
Einfuhr dieses Erzeugnisses bis zu einer Jahres- 
menge von 200 000 hl ausgesetzt und diese Maß- 
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nähme mit Verordnung Nr. 3298/74 vom 14. Dezem- 
ber 1974 bis zum 31. Dezember 1975 verlängert, um 
sie, wie im Briefwechsel vorgesehen, auf die Ver- 
marktung der Ernte von 1974 auszudehnen. 

Die Kommission hat dem Rat am 20. Oktober 1975 
Vorschläge für eine endgültige Regelung der Ein- 
fuhr des genannten Erzeugnisses vorgelegt, die an 
die Stelle der oben genannten Übergangsregelung 
treten soll. Angesichts des Standes der Arbeiten im 
Rat scheint es jedoch ausgeschlossen, daß die neue 
Regelung ab 1. Januar 1976 in Kraft treten kann. 
Aus diesem Grund sollte eine weitere Verlängerung 
von sechs Monaten der derzeitig geltenden Über- 
gangsregelung vorgesehen werden. 

Die vorgeschlagene Verlängerung entspricht den mit 
dem genannten Briefwechsel getroffenen Verein- 
barungen und ist gerechtfertigt, da das Erzeugnis 
der Ernte von 1974 nicht vollständig vermarktet 
werden konnte, da insbesondere bei einem Teil 
dieses Weines ein längerer Reifeprozeß abgewartet 
werden muß. 
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